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HANDELSPOLITIK

Harald Großmann*

Einseitige Schutzmaßnahmen der EG 
gegenüber unfairen Handelspraktiken

Die Europäische Gemeinschaft verfügt über ein reichhaltiges Instrumentarium zur Abwehr 
unfairer Handelspraktiken. Über deren Einsatzbereiche wird innerhalb der Gemeinschaft seit 
längerem gestritten. Inwieweit gefährden einseitige Schutzmaßnahmen die Ausnutzung der 

Vorteile des internationalen Handels ? Kann dieser Schutz überhaupt positive
Wirkungen entfalten ?

Die weltwirtschaftliche Verflechtung hat in der Nach­
kriegszeit stetig zugenommen. Diese Entwicklung ist 

grundsätzlich positiv zu bewerten, bedeutet sie doch eine 
Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung und 
eine verstärkte Ausnutzung der sich bietenden Internali- 
sierungs- und Standortvorteile. Die fortschreitende Inte­
gration der Märkte erzeugt aber auch zusätzliche Span­
nungen, da komparative Vorteile in einem schwindenden 
Maße das Resultat unveränderlicher Standortfaktoren 
oder abweichender nationaler Faktorausstattungen sind. 
Neben selektiven Eingriffen in den Außenhandel entfal­
ten zunehmend auch binnenwirtschaftliche Maßnahmen 
außenwirtschaftliche Nebenwirkungen. Sie verzerren 
den Wettbewerb und die Wirtschaftsstruktur nicht nur im 
Inland, sondern auch in den Partnerländern.

Im Zuge der veränderten wirtschaftlichen Gegeben­
heiten ist die Frage, wie sich gleiche und faire Wettbe­
werbsbedingungen sicherstellen lassen, in den Mittel­
punkt der öffentlichen Diskussionen gerückt. Auf Dauer 
erscheint eine befriedigende Lösung nur im Rahmen ei­
ner internationalen Wettbewerbsordnung möglich, die 
den internationalen Handel sowohl vor staatlichen Wett­
bewerbsverfälschungen als auch vor privaten Wettbe­
werbsbeschränkungen schützt1. Solange allerdings mul­
tilaterale Regelungen nicht in Sicht sind, liegt es nahe, 
daß die Einzelstaaten selbst einseitige Maßnahmen er­
greifen, um die Spielregeln eines „fairen“ Welthandels 
durchzusetzen. Der Handelspolitik wird die Aufgabe zu­
gewiesen, Wettbewerbsverzerrungen entgegenzuwirken 
und für eine Chancengleichheit zwischen in- und auslän­
dischen Unternehmen zu sorgen.

Dr. Harald Großmann, 39, ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Abteilung Internationale Finan­
zen, Wirtschaftsbeziehungen zwischen Industrie­
ländern des HWWA-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung-Hamburg.

Der EG stehen verschiedene handelspolitische Instru­
mente zur Verfügung, um heimische Unternehmen vor 
vermeintlich unfairen Praktiken ausländischer Unterneh­
men und Regierungen zu schützen. Den höchsten Stel­
lenwert nimmt dabei ohne Zweifel die Antidumpingpolitik 
ein. Rund 400 Untersuchungen leitete die EG-Kommis- 
sion im Zeitraum von 1981 bis 1990 ein, die in mehr als 
250 Fällen mit der Einführung von Strafzöllen oder der 
Annahme von Preisverpflichtungen ausländischer Expor­
teure abgeschlossen wurden2. Höchst selten machte die 
Gemeinschaft dagegen von der Möglichkeit Gebrauch, 
Ausgleichszölle gegen subventionierte Einfuhren aus 
Drittländern zu verhängen3. Äußerst zurückhaltend 
wurde bislang auch das „neue handelspolitische Instru­
ment“ von 1984 eingesetzt, das sich gegen andere aus­
ländische Handelspraktiken richtet, die von den Antidum­
ping- und Antisubventionsvorschriften nicht erfaßt wer­
den, mit den Regeln des Völkerrechts oder „allgemein 
anerkannten“ Regeln aber dennoch unvereinbar sind4.

Über einseitige Ausgleichs- und Vergeltungsmaßnah­
men beschließt der Ministerrat auf Vorschlag der EG- 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit. Hierbei beklagt 
die EG-Kommission mangelnde Effizienz des langwieri­
gen Entscheidungsmechanismus. Schon im Juni letzten

* Dieser Beitrag beruht großenteils auf einem Forschungsprojekt, das 
unter der Förderung der Fritz Thyssen-Stiftung durchgeführt wurde. 
Eine ausführliche Fassung erscheint demnächst in: E. G ra b itz ,  
H.-E. S c h a r re r ,  A. vo n  B o g d a n d y , M. N e tte s h e im  
(Hrsg.): Access to the Internal Market.

1 Vgl. C.C. vo n  W e iz s ä c k e r  und F. W a ld e n b e r g e r : 
Wettbewerb und strategische Handelspolitik, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 72. Jg. (1992), S. 403-409.

2 EG-Kommission: Ninth Annual Report of the Commission on the 
Community’s Anti-Dumping and Anti-Subsidy Activities (1990), Brüssel
1991.

3 Zwischen 1980 und 1991 kam es lediglich zu sieben Antisubventions­
maßnahmen. Vgl. EG-Kommission: Die EG als Welthandelspartner, in: 
Europäische Wirtschaft, 52,1993, hier S. 21.

4 Vgl. F. S c h o e n e v e ld :  The European Community Reaction to 
the „Illicit“ Commercial Trade Practices of Other Countries, in : Journal of 
World Trade, 26,1992, S. 17-24.
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Jahres schlug sie daher eine Umkehrung des Verfahrens 
vor, wonach der Ministerrat sich einem Vorschlag der EG- 
Kommission nur mit qualifizierter Mehrheit hätte wider­
setzen können. Die Kompetenzverlagerung zugunsten 
der Brüsseler Behörde stieß jedoch bei den als liberal 
geltenden Mitgliedstaaten auf wenig Gegenliebe. Aus 
Frankreich kommen nun erneut Vorschläge, die darauf 
abzielen, zum einen die Antidumpingverfahren der EG zu 
beschleunigen, stärker zu automatisieren und dem politi­
schen Einfluß zu entziehen, zum anderen den Anwen­
dungsbereich einseitiger Abwehrmaßnahmen gegenüber 
unfairen ausländischen Handelspraktiken auszuweiten5.

Die Antidumpingpolitik der Gemeinschaft

Im Gemeinschaftsrecht wird der Tatbestand des Dum­
pings dann als erfüllt angesehen, wenn Produkte aus 
Drittländern im EG-Binnenmarkt unter ihrem Normalwert 
verkauft werden. Bei der Ermittlung des Normalwertes 
stützt sich die EG-Kommission nach Möglichkeit auf den 
Marktpreis im Export- oder Ursprungsland, wobei Anpas­
sungen für den Fall vorzunehmen sind, daß die Eigen­
schaften der Exportware von denen des gleichartigen 
Produktes im Ausfuhrstaat abweichen. Ist kein vergleich­
bares Produkt vorhanden, werden von der Gemeinschaft 
zumeist die geschätzten Produktionskosten zuzüglich ei­
ner als angemessen angesehenen Gewinnspanne oder 
aber die Ausfuhrpreise in andere Drittländer zur Berech­
nung des Normalwertes herangezogen. Sonderregelun­
gen gelten für Einfuhren aus Ländern mit Zentralverwal­
tungswirtschaft.

Sieht die EG-Kommission den Tatbestand des Dum­
pings als erfüllt an, folgt hieraus nicht notwendigerweise, 
daß eine Untersuchung mit der Einführung von Strafzöl- 
len oder der Annahme von Preisverpflichtungen endet. 
So werden keine Abwehrmaßnahmen ergriffen, wenn die 
EG-Kommission feststellt, daß kein Wirtschaftszweig der 
Gemeinschaft durch Dumping geschädigt wurde oder es 
nicht im Interesse der Gemeinschaft liegt, Antidumping­
maßnahmen zu ergreifen. Der fehlende Nachweis einer 
Schädigung führte zwischen 1981 und 1990 allerdings 
nur in weniger als 18% aller Fälle zu einem Verzicht auf 
Abwehrmaßnahmen. Was die Wahrung des Gemein­
schaftsinteresses betrifft, so ist zu bemerken, daß bei ei­
ner festgestellten Schädigung fast immer auch Antidum­
pingmaßnahmen ergriffen wurden6.

Wie verschiedene modelltheoretische Analysen zei­
gen, können Einfuhren zu Dumpingpreisen bei unvoll­
kommener Konkurrenz auf international segmentierten 
Märkten durchaus mit positiven gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen für das Importland verbunden sein7. Zwar 
sinken die Gewinne in der importkonkurrierenden heimi­
schen Industrie; auf der anderen Seite profitieren aber die

Nachfrager von den niedrigeren Preisen. Dies können 
Haushalte sein, deren Realeinkommen durch die Preis­
senkungen steigen, aber auch Unternehmen, deren inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit durch den Bezug günsti­
gerer Vorleistungen zunimmt oder deren Inlandsabsatz 
sich aufgrund des positiven Realeinkommenseffektes er­
höht. Wirklich ernsthafte Folgen drohen der Gemein­
schaft allenfalls von solchen Unternehmen aus Drittlän­
dern, die ihre Mitbewerber in der EG durch Niedrigpreise 
aus dem Markt drängen wollen, um anschließend ihre 
marktbeherrschende Stellung zu Preiserhöhungen zu 
mißbrauchen.

Ein solches „räuberisches“ Dumping ist allerdings we­
nig wahrscheinlich. Zum einen muß das angreifende aus­
ländische Unternehmen befürchten, daß leistungsfähige 
EG-Anbieter Preiskämpfe über einen längeren Zeitraum 
in Kauf nehmen. Zum anderen muß es damit rechnen, 
daß bei dem Versuch, die zunächst anfallenden Verluste 
(oder Gewinneinbußen) durch Preiserhöhungen später 
wieder wettzumachen, möglicherweise neue Wettbewer­
ber angelockt werden oder vorher verdrängte Konkurren­
ten in den Markt zurückkehren8. Im wesentlichen handelt 
es sich beim „räuberischen“ Dumping um ein Informati­
onsproblem, das weniger durch die Errichtung von Han­
delsschranken als vielmehr durch eine Verbesserung des 
Informationsstandes gelöst werden kann9. Vorsicht ist je­
doch dann geboten, wenn Einfuhren zu Dumpingpreisen 
in Verbindung mit Subventionen oder Marktzugangsbar­
rieren im Ausland auftreten.

Die Feststellung ökonomisch schädlicher Dumping­
strategien stößt in der Praxis auf erhebliche Schwierig­
keiten, da die zu erwartenden Marktergebnisse im einzel­
nen kaum prognostizierbar sind. Allein aus diesem Grund 
kann es eine optimale Antidumpingpolitik nicht geben. 
Die von der EG-Kommission verwendeten Maßstäbe sind 
allerdings schon vom Ansatz her ungeeignet, eine Trenn­
linie zwischen schädlichem und unschädlichem Dumping 
zu ziehen, da sie den Schutz der heimischen Wettbewer­
ber betonen, die Auswirkungen des Dumpings auf den 
Wettbewerb selbst-einschließlich der Vorteile für die eu-

5 D. B u c h a n :  Paris to wheel out big trade guns for EC, in: Financial 
Times vom 22.7.1993, S. 5.

6 EG-Kommission: Ninth Annual Report, a.a.O.

7 Vgl. etwa J.A. B r a n d e r  und P.R. K r u g m a n :  A„Recipro- 
cal Dumping" Model of International Trade, in: Journal of International 
Economics, 15, 1983, S. 313-321.

8 Vgl. L. P h l i p s :  The economics of imperfect information, 
Cambridge 1988, S. 197 ff.

s So weist R. Selten überzeugend nach, daß räuberisches Preisverhal­
ten in einer Welt von Unternehmen, die einen endlichen Planungshori­
zont besitzen und die jederzeit vollständig über die Aktionen ihrer Kon­
kurrenten informiert sind, eine irrationale Strategie darstellt. Siehe 
R. S e l t e n :  The chain store paradox, in: Theory and Decision, 9, 
1978, S. 127-159.
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ropäischen Verbraucher und/oder die nachgelagerten 
ProduHionsstufen -  hingegen vernachlässigen. Er­
schwerend kommt hinzu, daß die Technik der EG-Kom­
mission auf eine Überschätzung der Dumpingmargen 
hinausläuft10. Entsprechend selten enden daher auch Un­
tersuchungen mit der Feststellung, daß der Tatbestand 
des Dumpings nicht gegeben sei11.

Je stärker die Schutzwirkung ökonomisch unbegrün­
deter oder überzogener Antidumpingmaßnahmen ist, um 
so größer sind die damit verbundenen wettbewerbspoliti­
schen Gefahren. Denn nur wenn es möglich ist, poten­
tielle Konkurrenten von Markt fernzuhalten, können Un­
ternehmen Marktmacht entfalten und haben Kartelle auf 
Dauer eine Überlebenschance. Bedenklich stimmt die 
Tatsache, daß mehr als 20% der in den achtziger Jahren 
auf derGrundlage von Art. 85 (Verbot wettbewerbsbehin­
dernder Vereinbarungen oder Beschlüsse) und Art. 86 
(Mißbrauch einer den Markt beherrschenden Stellung) 
des EWG-Vertrages eingeleiteten Untersuchungen Pro­
dukte betrafen, die gleichzeitig Gegenstand von Anti­
dumpingfällen waren. Umgekehrt betrafen rund ein Vier­
tel der im Zeitraum von 1980 bis 1989 initiierten Antidum­
ping-Untersuchungen Produkte, gegen deren Hersteller 
in der Gemeinschaft Anti-Kartell-Verfahren eingeleitet 
wurden12.

Kosten von Fehlentscheidungen

Einige leistungsfähige Exporteure aus Drittländern, 
insbesondere aus Japan, versuchten den Antidumping­
maßnahmen auszuweichen, indem sie die Endmontage 
der Produkte in die Gemeinschaft verlegten oder beim 
Export den Umweg über ein Drittland wählten. Um zu ver­
hindern, daß Abwehrmaßnahmen durch vordergründige 
Produktionsverlagerungen umgangen werden, hat die 
Gemeinschaft im Jahre 1988 den Art. 13 ihrer Antidum­
ping- (und Antisubventions-) Verordnung vom 23. Juli 
1984 um einen Absatz 10 erweitert, der es ermöglicht, 
Antidumpingmaßnahmen auf sogenannte Schrauben­
zieherfabriken auszuweiten13. Gegen eine Absicherung 
gerechtfertigter Abwehrmaßnahmen wäre kaum etwas

10 Vgl. z.B. C. N o r a l l :  New trends in antidumping practice in
Brussels, in: The World Economy, 9,1986, S. 97-111; B. H i nd  l e y :  
Dumping and the Far East Trade of the European Community, in: The 
World Economy, 11,1988, S. 445-464.

"  Zwischen 1981 und 1990 war dies nur bei etwa 3% der im gleichen 
Zeitraum eingeleiteten Untersuchungen der Fall. Vgl. EG-Kommission: 
Ninth Annual Report, a.a.O.

12 P.A. Me s s e r l i n :  Anti-Dumping Regulations or Pro-Cartel Law? 
The EC Chemical Cases, in : The World Economy, 13,1990, S. 465-492.

13 Verordnung (EWG) Nr. 2423/88 des Rates vom 11. Juli 1988 über 
den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern, in: 
Abi. L 209 vom 2.8.1988.

14 P.A. Me ss er l i n  und Y. N o g u c h i :  The EC Antidumping 
and Anticircumvention Regulations; A Costly Yet Futile Exercise. The 
Case of the Photocopier, 1991.
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einzuwenden, bei ökonomisch unbegründeten oder über­
zogenen Strafzöllen und Preisverpflichtungen verstärken 
Antiumgehungsregeln jedoch die Protektion und deren 
negative Auswirkungen.

Mit welchen Kosten Antidumping-Fehlentscheidungen 
im Einzelfall verbunden sein können, zeigt eine von Mes­
serlin und Noguchi durchgeführte Studie, die sich mit den 
Antidumpingverfahren für die Einfuhren japanischer Pho­
tokopiergeräte befaßt14. Der den europäischen Verbrau­
chern aus Antidumping- und Antiumgehungsmaßnah­
men insgesamt entstandene Schaden betrug etwa 422 
Mill. ECU jährlich, das Doppelte des Produktionswertes 
der vier Unternehmen, die von der EG-Kommission als 
relevanter Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bezeich­
net wurden. Der Nutzen der Abwehrmaßnahmen war 
gleich Null. Tatsächlich wurden die Antragsteller zuneh­
mend zu Vertreibern japanischer Photokopiergeräte. 
Nicht einmal ansatzweise war der Versuch zu erkennen, 
den Abstand zur japanischen Konkurrenz durch Investiti­
onen in Forschung und Entwicklung zu verringern.

Ausgleichsmaßnahmen gegen Subventionen

Die Gefahr, daß Unternehmen aus eigener Kraft in der 
Lage sind, den Wettbewerb durch Dumpingstrategien 
wirksam zu beschränken, ist verhältnismäßig gering. 
Eher ist zu befürchten, daß staatliche Eingriffe den inter­
nationalen Handel beeinträchtigen. Ein bevorzugtes In­
strument staatlicher Einflußnahme stellen Subventionen 
dar. Werden ausländische Hersteller von ihren Regierun­
gen unterstützt, treten häufig die gleichen Symptome auf, 
wie sie beim Dumping gegeben sind. Produktionsbeihil­
fen beispielsweise können bewirken, daß weder die In­
lands- noch die Exportpreise einer Ware die bei ihrer Pro­
duktion anfallenden Durchschnittskosten decken. Ex­
portbeihilfen liefern den Unternehmen darüber hinaus 
einen Anreiz, internationale Preisdiskriminierung zu be­
treiben. Es ist somit durchaus möglich, daß die EG zur 
Abwehr subventionierter Einfuhren Antidumpingmaß­
nahmen ergreift.

Durch Subventionen, welche die Ausfuhr über das bei 
ungehindertem Wettbewerb bestehende Ausmaß hinaus 
erweitern, werden die Produzenten in Drittländern nicht 
nur häufig zu einem Preisverhalten veranlaßt, das dem 
des Dumpings entspricht, auch hinsichtlich der gesamt­
wirtschaftlichen Konsequenzen bestehen zahlreiche Ge­
meinsamkeiten. Nutznießer subventionierter Einfuhren 
sind -  zumindest bei statischer Betrachtung -  wiederum 
die europäischen Verbraucher, während sich für die im­
portkonkurrierende EG-Industrie der Konkurrenzdruck 
verschärft. Wie im Falle von Einfuhren zu Dumpingprei­
sen kann es aus gesamtwirtschaftlicher Sicht für die Ge­
meinschaft sehr verlockend sein, ausländische Subven­
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tionen einfach als ein Geschenk anzunehmen und auf 
Ausgleichszölle zu verzichten. Andererseits läßt sich 
aber nicht ausschließen, daß ausländische Beihilfen der 
heimischen Volkswirtschaft Schaden zufügen, insbeson­
dere dann nicht, wenn sie marktbeherrschende Stellun­
gen ausländischer Produzenten in der Gemeinschaft för­
dern oder verfestigen.

Der entscheidende Unterschied zwischen unterneh­
merischen Dumpingstrategien und staatlichen Subven­
tionen liegt darin begründet, daß Politiker und Bürokraten 
die finanziellen Folgen ihrer Fehleinschätzungen nicht zu 
tragen haben. Wird die Förderung bestimmter Industrie­
zweige von den Wählern als verantwortungsbewußtes 
Handeln der Politiker interpretiert, erhöhen sich sogar de­
ren Chancen auf eine Wiederwahl. Gleichzeitig gewinnt 
der Verwaltungsapparat an Ansehen, Einfluß und Macht 
bei „seiner“ Klientel. Ausländische Produzenten, die 
Dumpingstrategien verfolgen, müssen demgegenüber 
befürchten, vom Markt verdrängt zu werden. Insofern las­
sen sich Ausgleichszölle der Gemeinschaft gegenüber 
ausländischen Subventionen eher rechtfertigen als Straf- 
zölle oder erzwungene Preisverpflichtungen zur Abwehr 
unternehmerischen Dumpings. Auch könnte die EG 
Schwierigkeiten bekommen, wettbewerbskonformes 
Verhalten auf Dauer in den Mitgliedstaaten durchzuset­
zen, wenn sie die Diskriminierung heimischer Unterneh­
men toleriert15.

Mangelnde Transparenz

Nicht immer geht es bei der Gewährung von Beihilfen 
um die Förderung oder den Schutz von Unternehmen. 
Allokationstheoretisch rechtfertigen lassen sich Subven­
tionen des Auslandes, die Marktunvollkommenheiten be­
seitigen oder Wettbewerbsverzerrungen korrigieren. Die 
Forschungsförderung bildet ein oft zitiertes Beispiel für 
ökonomisch vertretbare Beihilfen. Ist der gesamtwirt­
schaftliche Nutzen neuer Technologien höher als der ein­
zelwirtschaftliche Ertrag, kann der Staat für ein wün­
schenswertes Niveau an Forschungsaktivitäten sorgen, 
indem er finanzielle Anreize für die Bereitsteller positiver 
externer Effekte schafft. In ähnlicher Weise lassen sich 
auch umweltpolitisch begründete Subventionen des Aus­
landes rechtfertigen. Daß dabei -  ebenso wie im Falle 
verteilungs- oder sicherheitspolitisch motivierter Beihil­
fen -  zuweilen industriepolitische Interessen die Ober­
hand gewinnen, ist jedoch keineswegs auszuschließen.

15 Vgl. J. B h a g w a t i :  Geschützte Märkte, Frankfurt 1990, hier
S. 38f.

16 Vgl. C. C. vo n  W e i z s ä c k e r  und F. W a l d e n b e r g e r ,  
a.a.O.

17 Verordnung (EWG) Nr. 2641/84 des Rates vom 17. September 1984 
zur Stärkung der gemeinsamen Handelspolitik und insbesondere des 
Schutzes gegen unerlaubte Handelspraktiken, in: Abi. L 252 vom
20. 9. 1984.
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Für die Gemeinschaft stellt sich somit die schwierige 
Frage, inwieweit mögliche Wettbewerbsverzerrungen für 
das Erreichen der von Drittländern verfolgten Ziele un­
vermeidbar sind16.

Die Identifizierung unangemessener ausländischer 
Subventionen wird ebenso wie die Ausgestaltung der Ge­
genmaßnahmen durch eine mangelnde Transparenz bei 
der Gewährung von Beihilfen erschwert. Subventionen 
umfassen eine ganze Reihe von Aktivitäten, die angefan­
gen von finanziellen Zuwendungen und Steuervergünsti­
gungen über Kredite zu Vorzugsbedingungen und Kapi­
talbeteiligungen, die von privaten Investoren nicht vorge­
nommen würden, bis hin zu überhöhten Preisen im öf­
fentlichen Beschaffungswesen sowie zahlreichen ande­
ren versteckten Maßnahmen reichen. Angesichts der ver­
wirrenden Vielfalt möglicher Beihilfeformen überrascht 
es nicht, daß das Gemeinschaftsrecht den Subventions­
begriff nicht näher definiert, sondern nur Anhaltspunkte 
darüber enthält, welche ausländischen Beihilfen Anlaß 
für die Erhebung eines Ausgleichszolls liefern können.

Der Schutz geistigen Eigentums

Um neben Dumping und Subventionen auch andere 
unerlaubte Handelspraktiken des Auslandes wirkungs­
voll bekämpfen zu können, wurde 1984 das „neue han­
delspolitische Instrument“ in das Schutzinstrumentarium 
der Gemeinschaft aufgenommen17. Die Verordnung 
2641/84 sieht als Abwehrmittel gegenüber unerlaubten 
Handelspraktiken insbesondere die Aussetzung oder 
Rücknahme von Liberalisierungsmaßnahmen, die Anhe­
bung bestehender Zollsätze und die Einführung mengen­
mäßiger Beschränkungen vor. Die Maßstabsnormen für 
das Verhalten von Drittstaaten stellen dabei im wesentli­
chen die Vorschriften des GATT, die in seinem Gefolge 
abgeschlossenen Kodices sowie sonstige internationale 
Abkommen dar. Mit der Verordnung 2641/84 wurde den 
Unternehmen ein unmittelbares Antragsrecht auf Gegen­
maßnahmen gegenüber der EG-Kommission einge­
räumt, nicht aber die handelspolitische Kompetenz der 
Gemeinschaft erweitert.

Das neue handelspolitische Instrument ist von der Ge­
meinschaft bislang nur sporadisch eingesetzt worden. 
Fast ausschließlich ging es dabei um Auseinanderset­
zungen mit Drittländern über den Schutz geistigen Eigen­
tums. Neue Produkte und verbesserte Produktionsver­
fahrenfallen bekanntlich nicht wie „Manna vom Himmel“, 
sondern sind in der Regel das Ergebnis aufwendiger For­
schungsbemühungen. Geistige Eigentumsrechte schaf­
fen den notwendigen Anreiz für Investitionen in For­
schung und Entwicklung, indem sie dem Erfinder oder 
dem forschenden Unternehmen erlauben, die Innovation 
eine Zeitlang exklusiv zu verwerten. Aus wachstumspoli­
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tischen Gründen plädiert die EG eher für eine Durchset­
zung hoher materieller Standards, während die weniger 
weit entwickelten Länder häufig mehr Wert auf eine 
schnelle Verbreitung neuen technischen Wissens legen.

Da ein unzureichender Schutz geistiger Eigentums­
rechte in Drittländern bei freiem Handel die Forschungs­
bemühungen in der Gemeinschaft schwächen könnte, 
sind handelspolitische Abwehrmaßnahmen in diesem 
Zusammenhang durchaus diskutabel. Dabei darf zwar 
nicht übersehen werden, daß höhere Standards nicht nur 
Vorteile, sondern auch Kosten mit sich bringen; eine Ver­
teidigung gewisser Mindeststandards scheint aber den­
noch geboten. Die daraus resultierenden Gefahren für 
den internationalen Handel könnten gemindert werden, 
wenn es zu einem Abschluß der Uruguay-Runde kommt. 
So enthält der vorliegende Abkommensentwurf sowohl 
Bestimmungen, die weit über die bisherigen internationa­
len Vereinbarungen zum Schutz des geistigen Eigentums 
hinausgehen, als auch detaillierte Anweisungen für den 
Erlaß von Vollzugsregeln auf nationaler Ebene. Darüber 
hinaus ist vorgesehen, dem GATT die Aufsichtsfunktion 
zu übertragen. Es könnte dann Klagen der Vertragspar­
teien entgegennehmen und ihnen gegebenfalls sogar 
sektorübergreifende Sanktionen gestatten.

Der Vorwurf des Sozialdumpings

Von französischer Seite wird insbesondere den Län­
dern der Dritten Welt und des ehemaligen Ostblocks vor­
geworfen, sie würden in erster Linie nicht ihre komparati­
ven Vorteile nutzen, sondern sich auf den europäischen 
Märkten nur dank eines bewußten Umwelt- und/oder So­
zialdumpings behaupten. Im Mittelpunkt der öffentlichen 
Diskussionen steht die Befürchtung, daß vermehrte Im­
porte aus Drittländern, deren Umweltschutzbestim­
mungen, Arbeitsbedingungen oder Löhne weit unter dem 
EG-Niveau liegen, Gemeinschaftsproduktion verdrän­
gen. Dem drohenden Anstieg der Arbeitslosigkeit müsse 
folglich durch handelspolitische Schutzmaßnahmen be­
gegnet werden, da andernfalls die hohen Umwelt- und 
Sozialstandards in der Gemeinschaft nicht zu halten 
seien.

Tatsächlich beinhalten überdurchschnittlich hohe So­
zialstandards in der Gemeinschaft für die heimischen In­
dustrien einen Kosten- und Standortnachteil, der zur Ver­
lagerung bestimmter Produktionszweige in günstigere 
Drittländer führen kann. Diese Gefahr ist zweifellos in sol­
chen Bereichen vorhanden, wo mit einheitlicher Techno­
logie standardisierte Güter hergestellt werden, die zudem 
international handelbar sind. Die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit reduziert sich dann im wesentlichen auf 
die Arbeitskosten. Ein Irrtum ist es allerdings, in der Er­
richtung von Handelsbeschränkungen ein geeignetes

Mittel zu sehen, hohe soziale Standards auf Dauer zu ver­
teidigen. Um langfristig den Wohlstand zu sichern, darf 
die Gemeinschaft gerade nicht an der Herstellung solcher 
Produkte festhalten, die günstiger aus Drittländern im­
portiert werden könnten, sondern muß sich statt dessen 
der Produktion höherwertiger Güter zuwenden.

Die Bedenken, die gegenüber dem sozialen Dumping 
vorgebracht werden, haben im Grunde nichts mit unfairen 
Handelspraktiken zu tun. Unterschiede in den Löhnen 
und Arbeitsbedingungen stellen keine Wettbewerbsver­
zerrungen dar, sondern sind gewöhnlich das Ergebnis 
international abweichender Arbeitsproduktivitäten. Die 
Nutzung von Standortvorteilen aufgrund günstigerer 
Lohn- und Lohnnebenkosten einschließlich sonstiger So­
zialausgaben ist ein legitimer Bestandteil des Standort­
wettbewerbs. Auch erweist man Drittländern keinen 
Dienst, wenn man eine Angleichung ihrer Arbeitsbedin­
gungen, Löhne oder gar Sozialleistungen an das EG- 
Niveau erzwingt. Eine Anhebung der Mindeststandards 
verringert den Spielraum für höhere Löhne, schafft Ar­
beitslosigkeit und behindert somit eher den Aufholprozeß 
unterentwickelter Länder.

Der Vorwurf des Umweltdumpings

Ähnliches gilt für den Umweltschutz, soweit er sich 
nicht auf grenzüberschreitende Umweltbelastungen be­
zieht. Es entspricht völlig den Prinzipien der internationa­
len Arbeitsteilung, wenn Güter dort hergestellt werden, 
wo die benötigten Produktionsfaktoren besonders reich­
lich zur Verfügung stehen. Ein an Umweltressourcen rei­
ches Land wird sich demzufolge stärker auf die Herstel­
lung schadstoffintensiv produzierter Güter spezialisie­
ren, während ein umweltarmes Land eher komparative 
Vorteile bei der Herstellung umweltfreundlich produzier­
ter Güter besitzt. Betreibt die Gemeinschaft eine restrik­
tive Umweltpolitik, so verschlechtern sich dadurch die 
Standortbedingungen für die schadstoff intensiv produ­
zierenden Sektoren. Die Abwanderung solcher Produk­
tionszweige muß jedoch nicht von Nachteil sein; sie bildet 
vielmehr die Voraussetzung für eine verbesserte Umwelt­
qualität in der Gemeinschaft18. Handelsbeschränkungen 
gegenüber Drittländern würden in diesem Fall der eige­
nen ökologischen Zielsetzung zuwiderlaufen.

Im Gegensatz zu den rein lokalen Umweltproblemen 
setzt die Lösung grenzüberschreitender oder globaler 
Probleme kooperatives Verhalten auf internationaler 
Ebene voraus. Wenn sich Umweltbelastungen über Län­
dergrenzen hinweg ausbreiten, ist nämlich durchaus

18 Vgl. H. S i e b e r t :  International Aspects of Environmental Allo­
cation,in-. H. S i e b e r t  (Hrsg.): Environmental Scarcity:The Inter­
national Dimension, Tübingen 1991, S. 1-14.
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möglich, daß der Verschmutzungsgrad in der Gemein­
schaft trotz Einführung überdurchschnittlich hoher Um­
weltstandards nicht abnimmt; die Umweltbelastungen 
würden zwar nicht mehr selbst produziert, dafür aber im­
portiert. In diesem Fall könnten sich Handelsbeschrän­
kungen als eine geeignete wirtschaftspolitische Maß­
nahme erweisen, um in Drittländern den Anreiz zu min­
dern, als Trittbrettfahrer von einer restriktiven Umwelt­
politik der Gemeinschaft zu profitieren. Umgekehrt ließen 
sich auch Kompensationszahlungen an Drittstaaten 
rechtfertigen, die positive externe Effekte bereitstellen19.

Die EG könnte auch Handelssanktionen ergreifen, um 
Drittländer zu einer Öffnung ihrer Märkte zu bewegen. 
Gemäß der traditionellen Außenhandelstheorie müßten 
die Länder eigentlich von sich aus ein Interesse daran ha­
ben, auf Handelsbeschränkungen zu verzichten, da sie 
dadurch ihre eigene Wohlfahrt erhöhen könnten. Auch 
die neue Außenhandelstheorie liefert weniger eine 
Rechtfertigung als vielmehr eine Erklärung dafür, daß 
protektionistische Maßnahmen überhaupt ergriffen wer­
den. Offenbar überschätzen die Politiker ihre Möglichkei­
ten, durch Eingriffe in den Handel Wohlstand und Lebens­
standard der heimischen Bevölkerung zu steigern. Eine 
alternative Erklärung für die Existenz handelsbeschrän­
kender Maßnahmen bietet die politische Ökonomie der 
Protektion. Danach lassen sich die wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträger nicht (ausschließlich) von gesamt­
wirtschaftlichen Interessen leiten, sondern beziehen 
auch Gruppeninteressen in ihr Kalkül mit ein.

Die Strategie einer aggressiven Öffnung von Dritt­
landsmärkten ist mit hohen Risiken verbunden, denn von 
einem Verzicht auf Handelssanktionen würde nicht zu­
letzt die Gemeinschaft selbst profitieren. Richtig ist zwar, 
daß sich noch größere Wohlfahrtsgewinne erzielen lie­
ßen, wenn sich auch das Ausland zu einem Abbau von 
Marktzugangsbeschränkungen bereit erklärte; ob jedoch 
Handelssanktionen den geeigneten Schlüssel zur Öff­
nung von Drittlandsmärkten darstellen, ist zweifelhaft. 
Aus verschiedenen Gründen könnten Drittländer den Ab­
bau von Marktzugangsbeschränkungen trotz Handels­
sanktionen der Gemeinschaft kategorisch ablehnen, ge- 
gebenfalls sogar Gegenmaßnahmen ergreifen, um die 
EG von ihren Forderungen abzubringen, und damit eine 
Eskalation von Vergeltungsmaßnahmen in Gang setzen. 
Erfolgversprechend erscheint eine aggressive Öffnung 
von Auslandsmärkten allerdings dann, wenn sie auslän­
dischen Regierungen hilft, ohnehin als wünschenswert 
erachtete Liberalisierungsmaßnahmen gegen den Wider­
stand der Interessengruppen im Inland durchzusetzen.

'9 Vgl. M. R a u s c h e r :  Außenhandel mit umweltbelastenden
Produkten, In: S. B r an d e r ,  O. R o l o f f  (Hrsg.): Beiträge zur 
Theorie der Umweltökonomie, Regensburg 1990, S. 87-111.

Schlußfolgerungen

Einseitige Abwehrmaßnahmen der Gemeinschaft, die 
darauf abzielen, schädliche Auswirkungen ausländischer 
Handelspraktiken zu neutralisieren, oder ausländische 
Unternehmen und Regierungen davon abbringen sollen, 
wettbewerbswidrige bzw. -  wettbewerbsverfälschende 
Maßnahmen zu ergreifen oder beizubehalten, sind im 
Grunde ökonomisch vertretbar. Im Idealfall würde so die 
effiziente Allokation der Ressourcen bewahrt; Richtung 
und Ausmaß des Handels blieben unverändert. In vielen 
Fällen wird es jedoch nicht möglich sein, das Ausmaß der 
Wettbewerbsverzerrungen exakt zu bestimmen und 
schon gar nicht deren schädliche Konsequenzen durch 
Ausgleichsmaßnahmen zu beheben oder durch Vergel­
tungsmaßnahmen entgegenzuwirken. Vielmehr besteht 
die Gefahr, daß durch den Versuch, Chancengleichheit 
herzustellen, der Wettbewerb und die internationale Ar­
beitsteilung noch stärker beeinträchtigt werden.

Erhebliche Schwierigkeiten treten allein schon bei der 
Identifizierung wettbewerbsverzerrender Handelsprakti­
ken auf. So werden die wirtschaftspolitischen Instanzen 
gewöhnlich selbst dann dazu gedrängt, Abwehrmaßnah­
men zu treffen, wenn Unternehmen aufgrund eigener 
Fehlleistungen in Bedrängnis geraten. Unter bewußter 
Verdrehung des ökonomischen Prinzips, wonach gerade 
die Ausschöpfung der Vorteile von Standortunterschie­
den den nationalen und internationalen Wohlstand stei­
gert, wird einem „Wettbewerb“ nur unter gleichen Bedin­
gungen das Wort geredet. Um zu verhindern, daß das Ar­
gument fehlender Chancengleichheit als Vorwand für 
eine Abschottung des EG-Binnenmarktes mißbraucht 
wird, sollten sich die einseitigen Abwehrmaßnahmen der 
Gemeinschaft nur auf die wenigen Ausnahmefälle be­
schränken, wo handelspolitische Eingriffe ausländischer 
Regierungen oder international abweichende Regulie­
rungsstandards eindeutig mit negativen gesamtwirt­
schaftlichen Konsequenzen für die Gemeinschaft ver­
bunden sind.

Allgemeine Verhaltensregeln werden sich im Falle ein­
seitiger Ausgleichs- und Vergeltungsmaßnahmen aller­
dings kaum institutionell festschreiben lassen. Auch 
durch die Verlagerung von Entscheidungskompetenzen 
in Richtung EG-Kommission werden die Probleme nicht 
gelöst, sondern nur die Durchsetzung protektionistischer 
Interessen erleichtert. Eine zügige Abwicklung von Ver­
fahren ist sicherlich wünschenswert; sie darf jedoch nicht 
auf Kosten der nötigen Sorgfalt gehen. Insofern hat der 
träge Entscheidungsmechanismus der EG in Handelsfra­
gen eine positive Kehrseite: Er verringert zumindest das 
Risiko, daß von der EG schädliche Gegenmaßnahmen 
bei Handelskonflikten ergriffen werden.
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